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Der Bundespräsident erklärt hiemit den Beitritt der Republik Österreich zum Übereinkommen

über die Staatsbürgerschaft der verheirateten Frau vom 20. Feber 1957, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE STAATSBÜRGERSCHAFT
DER VERHEIRATETEN FRAU

DIE VERTRAGSSTAATEN SIND

IN DER ERKENNTNIS, daß sich aus den Be-
stimmungen über den Verlust oder den Erwerb
der Staatsbürgerschaft durch die Ehefrau auf
Grund der Verehelichung, der Auflösung der
Ehe oder des Wechsels der Staatsbürgerschaft des
Ehemannes während der Ehe Kollisionen
zwischen den die Staatsbürgerschaft betreffenden
Gesetzen und Gepflogenheiten ergeben,

IN DER ERKENNTNIS, daß die General-
versammlung der Vereinten Nationen in Arti-
kel 15 der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte verkündet hat, daß „jeder Mensch An-
spruch auf eine Staatsbürgerschaft hat" und daß
„niemandem seine Staatsbürgerschaft willkürlich
entzogen noch ihm das Recht versagt werden
darf, seine Staatsbürgerschaft zu wechseln",

IN DEM BESTREBEN, mit den Vereinten
Nationen zusammenzuarbeiten, um die allge-
meine Achtung und die Einhaltung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten aller, ohne
Unterschied des Geschlechts, zu fördern,

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Jeder Vertragsstaat erklärt sein Einverständ-
nis damit, daß weder die Schließung noch die
Auflösung der Ehe zwischen Staatsbürgern und
Fremden, noch ein Wechsel der Staatsbürger-
schaft des Ehemannes während der Ehe ipso
facto auf die Staatsbürgerschaft der Ehefrau eine
Auswirkung haben kann.

Artikel 2

Jeder Vertragsstaat erklärt sein Einverständnis
damit, daß weder der freiwillige Erwerb der

Staatsbürgerschaft eines anderen Staates durch
einen seiner Staatsbürger noch der Verzicht eines
seiner Staatsbürger auf seine Staatsbürgerschaft
die Ehefrau des betreffenden Staatsbürgers daran
hindert, ihre Staatsbürgerschaft zu behalten.

Artikel 3

1. Jeder Vertragsstaat erklärt sein Einver-
ständnis damit, daß eine mit einem seiner Staats-
bürger verheiratete Fremde auf ihren Antrag im
Wege eines bevorzugten Sondereinbürgerungs-
verfahrens die Staatsbürgerschaft ihres Ehe-
mannes erwerben kann; die Verleihung dieser
Staatsbürgerschaft kann insofern Einschränkun-
gen unterworfen werden, als es die Wahrung der
nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ord-
nung erfordert.

2. Jeder Vertragsstaat erklärt sein Einver-
ständnis damit, daß dieses Übereinkommen nicht
so auszulegen ist, daß es irgendein Gesetz,
irgendeine Vorschrift oder irgendeine gericht-
liche Gepflogenheit berührt, auf Grund deren es
einer mit einem seiner Staatsbürger verheirate-
ten Fremden möglich ist, auf ihren Antrag die
Staatsbürgerschaft ihres Ehemannes von Rechts
wegen zu erwerben.

Artikel 4

1. Die Unterzeichnung und Ratifizierung
dieses Übereinkommens steht allen Mitglieds-
staaten der Vereinten Nationen und allen ande-
ren Staaten offen, die Mitglied irgendeiner der
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen
oder Vertragsparteien des Statuts des Internatio-
nalen Gerichtshofs sind oder werden, sowie allen
anderen Staaten, an die seitens der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen eine Ein-
ladung ergangen ist.
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2. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifi-
zierung; die Ratifikationsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
legt.

Artikel 5

1. Alle in Artikel 4 Absatz 1 bezeichneten
Staaten können diesem Übereinkommen bei-
treten.

2. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung
einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen.

Artikel 6

1. Dieses Übereinkommen tritt am neunzig-
sten Tage nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung
der sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

2. Für jeden der Staaten, die das Übereinkom-
men nach Hinterlegung der sechsten Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde ratifizieren oder
ihm beitreten, tritt das Übereinkommen am
neunzigsten Tage nach dem Zeitpunkt der
Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde durch den betreffenden Staat in Kraft.

Artikel 7

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung
auf alle nichtautonomen, unter Treuhandschaft
stehenden, kolonialen und sonstigen nicht zum
Mutterlande gehörigen Gebiete, deren auswär-
tige Beziehungen ein Vertragsstaat wahrnimmt;
der betreffende Vertragsstaat hat vorbehaltlich
der Bestimmungen des Absatzes 2 dieses Artikels
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung, der Ratifi-
zierung oder des Beitritts jenes Gebiet oder
jene Gebiete bekanntzugeben, die nicht zum
Mutterlande gehören und auf die dieses Über-
einkommen nach der Unterzeichnung, der Rati-
fizierung oder dem Beitritt ipso facto Anwen-
dung finden wird.

2. Wird ein nicht zum Mutterlande gehöriges
Gebiet in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten
nicht als mit dem Mutterlande eine Einheit bil-
dend angesehen oder ist die vorherige Zustim-
mung eines nicht zum Mutterlande gehörigen
Gebietes auf Grund der verfassungsrechtlichen
Gesetze oder Gepflogenheiten des Vertragsstaates
oder des nicht zum Mutterlande gehörigen Ge-
bietes erforderlich, ehe das Übereinkommen auf
dieses Gebiet Anwendung finden kann, so hat
der betreffende Vertragsstaat sich zu bemühen,
innerhalb einer Frist von zwölf Monaten ab dem
Zeitpunkt, zu dem er das Übereinkommen
unterzeichnet hat, die erforderliche Zustimmung
des nicht zum Mutterlande gehörigen Gebietes
einzuholen, und sobald diese Zustimmung ein-
geholt wurde, hat der Vertragsstaat dies dem
Generalsekretär der Vereinten Nationen zu
notifizieren. Ab dem Zeitpunkt des Erhalts

dieser Notifizierung durch den Generalsekretär
ist das Übereinkommen auf das in derselben be-
zeichnete Gebiet oder die dort bezeichneten Ge-
biete anzuwenden.

3. Nach Ablauf der in Absatz 2 dieses Artikels
erwähnten Frist von zwölf Monaten unterrich-
ten die betreffenden Vertragsstaaten den Gene-
ralsekretär über die Ergebnisse der Beratungen
mit jenen nicht zum Mutterlande gehörigen
Gebieten, deren auswärtige Beziehungen sie
wahrnehmen und deren Zustimmung zur An-
wendung dieses Übereinkommens nicht erteilt
wurde.

Artikel 8

1. Bei der Unterzeichnung, der Ratifizierung
oder beim Beitritt kann jeder Staat zu den Ar-
tikeln dieses Übereinkommens, mit Ausnahme
der Artikel 1 und 2, Vorbehalte anmelden.

2. Die gemäß Absatz 1 dieses Artikels geltend
gemachten Vorbehalte berühren den bindenden
Charakter des Übereinkommens für den Staat,
der die Vorbehalte angemeldet hat, einerseits
und die übrigen Vertragsstaaten andererseits nur
hinsichtlich der den Gegenstand der Vorbehalte
bildenden Bestimmung oder Bestimmungen. Der
Generalsekretär der Vereinten Nationen hat
den Wortlaut solcher Vorbehalte allen Staaten
bekanntzugeben, die Vertragsparteien dieses
Übereinkommens sind oder es allenfalls werden.
Jeder Staat, der Vertragspartei des Übereinkom-
mens ist oder es wird, kann dem Generalsekretär
notifizieren, daß er nicht beabsichtigt, sich gegen-
über dem Staat, welcher Vorbehalte angemeldet
hat, als durch das Übereinkommen gebunden zu
betrachten. Diese Notifizierung hat hinsichtlich
der Vertragsstaaten des Übereinkommens inner-
halb von neunzig Tagen nach der Mitteilung
des Generalsekretärs und hinsichtlich jener
Staaten, die später Vertragsparteien des Über-
einkommens werden, innerhalb von neunzig
Tagen ab dem Tage der Hinterlegung der Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde zu erfolgen. Ist
eine solche Notifizierung erfolgt, so findet das
Übereinkommen zwischen dem Staat, der die
Notifizierung vornahm, und dem Staat, der
Vorbehalte angemeldet hat, keine Anwendung.

3. Jeder Staat, der gemäß Absatz 1 dieses Ar-
tikels Vorbehalte angemeldet hat, kann diese
nach ihrer Annahme jederzeit zur Gänze oder
zum Teil durch eine entsprechende Notifizierung
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen
zurückziehen. Eine solche Notifizierung wird
zum Zeitpunkt ihres Erhalts wirksam.

Artikel 9

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Überein-
kommen durch schriftliche Notifizierung an den
Generalsekretär der Vereinten Nationen kündi-
gen. Die Kündigung wird ein Jahr nach dem
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Zeitpunkt des Erhalts der entsprechenden Noti-
fizierung durch den Generalsekretär wirksam.

2. Dieses Übereinkommen tritt ab dem Zeit-
punkt außer Kraft, zu dem jene Kündigung
wirksam wird, welche die Zahl der Vertrags-
parteien auf weniger als sechs vermindert.

Artikel 10

Alle Streitfälle zwischen zwei oder mehreren
Vertragsstaaten im Zusammenhang mit der Aus-
legung oder Anwendung dieses Übereinkom-
mens, die nicht: auf dem Verhandlungswege bei-
gelegt wurden, sind auf Antrag einer der an
dem Streitfall beteiligten Parteien dem Inter-
nationalen Gerichtshof zur Entscheidung zu
unterbreiten, falls sich die besagten Parteien
nicht auf einen anderen Weg zur Beilegung ge-
einigt haben.

Artikel 11

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen
notifiziert sämtlichen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen sowie den in Artikel 4 Absatz 1
dieses Übereinkommens bezeichneten Nicht-
mitgliedsstaaten

a) die gemäß Artikel 4 erfolgten Unterzeich-
nungen und hinterlegten Ratifikationsurkunden;

b) die gemäß Artikel 5 hinterlegten Beitritts-
urkunden;

c) den Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkom-
men gemäß Artikel 6 in Kraft tritt;

d) die gemäß Artikel 8 erhaltenen Mitteilun-
gen und Notifizierungen;

e) die gemäß Artikel 9 Absatz 1 erhaltenen
Kündigungen;

f) das Außerkrafttreten des Übereinkommens
gemäß Artikel 9 Absatz 2.

Artikel 12

1. Dieses Übereinkommen, dessen englischer,
chinesischer, spanischer, französischer und russi-
scher Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist,
wird im Archiv der Vereinten Nationen hinter-
legt.

2. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen
übermittelt allen Mitgliedsstaaten der Vereinten
Nationen sowie den in Artikel 4 Absatz 1 be-
zeichneten Nichtmitgliedsstaaten eine beglaubigte
Abschrift des Übereinkommens.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren
Regierungen hiezu gehörig befugten Unterzeich-
neten dieses Übereinkommen, welches am
20. Feber 1957 in New York zur Unterzeich-
nung aufgelegt wurde, unterschrieben.
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und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin ent-
haltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres und vom Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. Dezember 1967

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Inneres:

Hetzenauer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Toncic-Sorinj

Die österreichische Beitrittsurkunde ist am 19. Jänner 1968 beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt worden. Das vorliegende Übereinkommen ist daher gemäß seinem Artikel 6
Absatz 2 für Österreich am 18. April 1968 in Kraft getreten.

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende weitere Staaten an: Albanien, Argentinien,
Australien (einschließlich aller außerhalb des Mutterlandes gelegener Gebiete, deren auswärtige Be-
ziehungen Australien wahrnimmt), Bulgarien, Ceylon, China, Dänemark, Dominikanische Republik,
Ecuador, Ghana, Guatemala, Irland, Israel, Jamaika, Jugoslawien, Kanada, Kuba, Malawi, Malaysia,
Malta, Neuseeland (einschließlich Cook-Inseln — einschließlich Niue —, Tokelau-Inseln und Treu-
handgebiet Westsamoa), Niederlande (einschließlich Niederländische Antillen und Surinam), Nor-
wegen, Polen, Rumänien, Schweden, Sierra Leone, Singapur, Sowjetunion, Tansania, Trinidad und
Tobago, Tschechoslowakei, Tunesien, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland sowie Weißrußland.

Guatemala hat erklärt, Artikel 10 des Übereinkommens auf Grund verfassungsrechtlicher Er-
fordernisse vorbehaltlich des Artikels 149 Absatz 3 (b) seiner Verfassung anzuwenden.

Zufolge eines Vorbehaltes Tunesiens ist für die Unterbreitung eines Streitfalles an den Inter-
nationalen Gerichtshof in jedem Fall die Zustimmung aller am Streitfall beteiligten Parteien er-
forderlich.

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland hat den Geltungsbereich des
Übereinkommens wie folgt ausgedehnt:
am 28. August 1957 auf die Kanal-Inseln und die Insel Man,
am 18. März 1958 auf Aden, die Bahamas, Barbados, Basutoland, Bermuda, Betschuanaland, die

Britischen Jungfern-Inseln, die Britischen Salomon-Inseln, Britisch-Guayana, Britisch-Honduras,
Britisch-Somaliland, Cypern, die Falkland-Inseln, Fidschi, Gambia, Gibraltar, die Gilbert- und
Ellice-Inseln, Hongkong, die Inseln über dem Winde (Dominica, Grenada, St. Lucia,
St. Vincent), die Inseln unter dem Winde (Antigua, Montserrat, St. Christopher-Nevis), Kenia,
Mauritius, Nordborneo, St. Helena, Sarawak, die Seychellen und Swaziland,

am 19. Mai 1958 auf die Föderation Rhodesien und Njassaland,
am 3. November 1960 auf Tonga und
am 1. Oktober 1962 auf Brunei.

Klaus



982 55. Stück — Ausgegeben am 10. Juli 1968 — Nr. 239

239.

(Übersetzung)
ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DEN VEREINTEN NATIONEN
BETREFFEND DIE VORBEREITUNG
UND DURCHFÜHRUNG DER KONFE-
RENZ DER VEREINTEN NATIONEN
ÜBER DIE ERFORSCHUNG UND
FRIEDLICHE NUTZUNG DES WELT-

RAUMES

Im Hinblick darauf, daß auf Einladung der
Österreichischen Bundesregierung (in der Folge
als „die Regierung" bezeichnet) und in Überein-
stimmung mit der Resolution 2250 (S-V) der Ge-
neralversammlung die Internationale Konferenz
über die Erforschung und Nutzung des Welt-
raumes (in der Folge als „die Konferenz" bezeich-
net) in Wien vom 14. bis 27. August 1968 statt-
finden wird;

im Hinblick darauf, daß, die Generalversamm-
lung in ihren Resolutionen 2201 (XXI), 2250
(S-V) und 2261 (XXII) Zielsetzung, Teilnahme
und Organisation der Konferenz bestimmt hat;

sind die Regierung und die Vereinten Nationen
wie folgt übereingekommen:

I. Räumlichkeiten, Einrichtung, Dienstleistungen
und Bürobedarf

(1) Die Regierung wird auf ihre Kosten ge-
eignete Räumlichkeiten in der Neuen Hofburg
für die Abhaltung der Konferenz zur Verfügung
stellen. Diese Räumlichkeiten sollen umfassen:
zwei große Konferenzräume für Plenarsitzungen
und für Sitzungen des Hauptausschusses der Kon-
ferenz mit entsprechenden Sitzgelegenheiten für
Öffentlichkeit und Presse; zwei kleine Konferenz-
räume für andere Komitees und a d h o c Arbeits-
gruppen; drei kleine Sitzungszimmer für ge-
schlossene Sitzungen der Delegationen; geeignete
Arbeitsräume für die Presse und andere Infor-
mationsmedien, für die Vervielfältigung und
Verteilung von Dokumenten; geeignete Büro-
räume für Beamte und den Stab der Konferenz;
einen öffentlichen Raum mit Informations- und
Empfangsschalter; einen Aufenthaltsraum für die
Delegierten; einen Aufenthaltsraum für die
Übersetzer; sowie ähnliche Räume für alle Kon-
ferenzteilnehmer.

(2) Die Regierung wird die oben angeführten
Räume und Büros auf ihre Kosten in einer zu
einem klaglosen Ablauf der Konferenz geeigne-
ten Weise mit Möbeln ausstatten, einrichten und
in gutem Zustand erhalten. Die beiden großen
Konferenzräume und die zwei kleinen Konfe-
renzräume werden mit einer Anlage für Simul-
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tanübersetzung in fünf Sprachen und mit
Einrichtungen zur Tonaufnahme ausgestattet. Die
Regierung wird auch die erforderlichen Einrich-
tungen für die Presse, Fernseh-, Radio- und
Filmarbeiten zur Verfügung stellen.

(3) Die Regierung wird auf ihre Kosten Ein-
richtungen wie Vervielfältigungsapparate aller
Art, Schreibmaschinen mit Tastaturen der er-
forderlichen Sprachen, Tonbandgeräte und alle
anderen für den klaglosen Ablauf der Konferenz
erforderlichen Geräte zur Verfügung stellen und
in gutem Zustand erhalten.

(4) Die Regierung wird für Einrichtung eines
Bank-, Post-, Telephon- und Telegraphendienstes
innerhalb des Konferenzbereiches Sorge tragen.

(5) Die Regierung wird die Kosten für alle
erforderlichen öffentlichen Dienstleistungen ein-
schließlich der Kosten für Telephongespräche des
Sekretariats der Konferenz innerhalb Wiens so-
wie der Kosten für Fernschreiben zwischen dem
Sekretariat der Konferenz und dem Büro der
Vereinten Nationen in Genf tragen.

(6) Die Vereinten Nationen werden auf ihre
Kosten das gesamte zum angemessenen Ablauf
der Konferenz erforderliche Büromaterial zur
Verfügung stellen.

II. Transportwesen und Unterbringung

(1) Die Regierung wird auf ihre Kosten zwei
Personenwagen und zwei Stationswagen samt
Fahrern zur Benützung durch Beamte und den
Stab der Konferenz zur Verfügung stellen. Die
Regierung wird auch auf ihre Kosten die erfor-
derlichen zusätzlichen Transportmittel zur Ver-
bringung des Personals der Vereinten Nationen
vom Wiener Flughafen zu seinen Hotels, und
umgekehrt, zur Verfügung stellen.

(2) Die Regierung wird während der Konfe-
renzdauer Einrichtungen zur Unterstützung der
Delegation, des Sekretariats, der Presse und an-
derer Konferenzteilnehmer für Hotelreservierun-
gen zur Verfügung stellen.

III. Polizeischutz

Die Regierung wird auf ihre Kosten die not-
wendigen Polizeikräfte zur Verfügung stellen, die
erforderlich sind, um einen geordneten und in.
jeder Hinsicht ungestörten Ablauf der Konferenz
zu gewährleisten. Diese Polizeikräfte stehen un-
ter der direkten Aufsicht und Überwachung eines
von der Regierung zu bestellenden höheren Poli-
zeibeamten, der mit dem verantwortlichen Be-
amten der Vereinten Nationen eng zusammen-
arbeiten wird, um eine entsprechende At-
mosphäre von Sicherheit und Ruhe zu gewähr-
leisten.
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IV. Sur-place-Personal für die Konferenz

(1) Die Regierung wird einen Verbindungs-
beamten zu den Vereinten Nationen, sowie des-
sen Stellvertreter, namhaft machen, der für die
Durchführung aller in diesem Abkommen er-
wähnten, zur Abhaltung der Konferenz erfor-
derlichen Maßnahmen verantwortlich ist.

(2) Die Regierung wird auf ihre Kosten die
Tontechniker und anderes technisches Personal
beistellen, das für das ordentliche Funktionieren
der im Abschnitt I Abs. 2 und 3 erwähnten Ge-
räte erforderlich ist. Die Regierung wird auch
auf ihre Kosten, soweit erforderlich, Arbeits-
kräfte für die Vervielfältigung und Verteilung
der Dokumente, Konferenzfunktionäre, Büro-
hilfskräfte und Hauspersonal wie Amtsdiener,
Boten und Reinigungspersonal sowie die
Fahrer für die in Abschnitt II erwähnten Per-
sonen- und Stationswagen zur Verfügung stellen.
Über Ersuchen der Regierung werden die Ver-
einten Nationen einen Teil des in diesem Absatz
erwähnten Personals aufnehmen und die Regie-
rung wird in diesen Fällen den Vereinten Natio-
nen die Kosten ersetzen.

V. Finanzielle Regelung

Zusätzlich zu den oben erwähnten, von der
Regierung für die Konferenz zu erbringenden
Leistungen, trägt die Regierung im Sinne der
Resolution 2116 (XX) der Generalversammlung
der Vereinten Nationen jene auf ungefähr
$ 7000 geschätzten zusätzlichen Kosten der Ver-
einten Nationen, die direkt oder indirekt daraus
entstehen, daß die Konferenz in Wien statt am
Sitz des Büros der Vereinten Nationen in Genf,
abgehalten wird. Die Rückzahlung an die Ver-
einten Nationen erfolgt sobald als möglich nach
Schluß der Konferenz, spätestens aber bis zum
31. Dezember 1968.

VT. Haftung

Die Regierung wird die Vereinten Nationen
und ihr Personal bezüglich a) Schäden und Be-
schädigungen an Personen oder Sachen in den in
Abschnitt I angeführten Räumlichkeiten; b) Schä-
den oder Beschädigungen an Personen oder Sa-
chen, die durch oder bei Benützung der in Ab-
schnitt II erwähnten Transportmittel; c) der An-
stellung des in Abschnitt IV erwähnten Konfe-
renzpersonals entstehen, schad- und klaglos hal-
ten.

VII. Privilegien und Immunitäten

(1) Das Übereinkommen über die Privilegien
und Immunitäten der Vereinten Nationen, dem
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die Republik Österreich beigetreten ist, wird
hinsichtlich der Konferenz angewendet.

(2) Den Vertretern der Mitgliedstaaten, die an
der Konferenz teilnehmen und jenen Beamten
der Vereinten Nationen, die mit der Konferenz
befaßt sind, werden dieselben Privilegien und
Immunitäten eingeräumt, wie sie in den Ab-
schnitten 23, 27 und 28 des Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich und den Verein-
ten Nationen über den Amtssitz der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für industrielle
Entwicklung vom 13. April 1967 vorgesehen
sind.

(3) Die an der Konferenz teilnehmenden Ver-
treter von Staaten, die nicht Mitglieder der Ver-
einten Nationen sind, genießen dieselben Privi-
legien und Immunitäten, wie sie Vertretern von
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen einge-
räumt werden.

(4) Die Beobachter der SpezialOrganisationen
und anderer zwischenstaatlicher Organisationen,
die zur Teilnahme an der Konferenz eingeladen
wurden, genießen dieselben Privilegien und Im-
munitäten, die Beamten der Vereinten Nationen
ähnlichen Ranges zustehen.

(5) Die österreichischen Behörden werden dem
folgenden Personenkreis, der an der Konferenz
teilnimmt, keine Hindernisse bei der An- und
Abreise entgegenstellen: Vertretern der Regie-
rungen und ihren unmittelbaren Familienange-
hörigen; Beobachtern der SpezialOrganisationen
und der zwischenstaatlichen Organisationen und
ihren unmittelbaren Familienangehörigen; An-
gestellten und Sachverständigen der Vereinten
Nationen und ihren unmittelbaren Familienan-
gehörigen; Beobachtern nichtstaatlicher Organi-
sationen, die beim Wirtschafts- und Sozialrat der
Vereinten Nationen Beraterstatus haben; Ver-
tretern der Presse, des Radios, des Fernsehens,
des Films oder anderer Informationsmedien, die
bei den Vereinten Nationen nach deren Ermes-
sen nach Beratung mit der Regierung akkredidiert
wurden; allen anderen Personen, die von den
Vereinten Nationen zu offiziellen Aufgaben zur
Konferenz eingeladen werden. Die für diese Per-
sonen erforderlichen Sichtvermerke werden un-
verzüglich und kostenlos ausgestellt werden.

(6) Der in Abschnitt I bezeichnete Bereich
stellt Gebiet der Vereinten Nationen dar und
der Zutritt zu diesem Gebiet steht unter der
Kontrolle und unter der Hoheit der Vereinten
Nationen.

VIII. Allgemeine Bestimmungen

(1) Dieses Abkommen kann durch schriftliche
Übereinkunft zwischen der Regierung und den
Vereinten Nationen abgeändert werden.

(2) Die Vereinten Nationen werden die Re-
gierung zu gegebener Zeit rechtzeitig schriftlich,
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wenigstens zwei Wochen im voraus, über den auf
Grund dieses Abkommens benötigten genauen
Fassungsraum, die Anzahl und Art der Einrich-
tungen in Kenntnis setzen.

(3) Dieses Abkommen tritt mit dem Tage
seiner Unterzeichnung durch beide Vertragsteile
in Kraft und bleibt während der Dauer der
Konferenz bzw. für jenen Zeitraum gültig, der
zur Abwicklung aller mit der Konferenz zusam-
menhängenden Angelegenheiten erforderlich ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Vertreter
der Österreichischen Bundesregierung und der
Vereinten Nationen das vorliegende Abkommen
in zwei Originalen in englischer Sprache am
25. Mai 1968 unterzeichnet.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Kurt Waldheim m. p.

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Für die Vereinten Nationen:

namens des Generalsekretärs

Constantin A. Stavropoulos m. p.

Rechtsberater

Klaus


